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GEMEINDE HÖRNUM (SYLT)
BEBAUUNGSPLAN NR. 33 
„KIOSK AM OSTSTRAND“

Teil B: Text
zum Entwurf 

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 2017

Ergänzend zu den Ausweisungen des Teils A (Planzeichnung) des B-Planes Nr. 33 
„Kiosk am Oststrand“, wird folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Sonstige Sondergebiete „Strandversorgung“ (§ 11 BauNVO )

Das sonstige Sondergebiet  „Strandversorgung“ dient  der Versorgung der Besucher des 
Strandes.

Im SO „Strandversorgung“ ist die Errichtung eines Gebäude auf einer Grundfläche mit aus-
schließlich folgenden Nutzungen zulässig: 

– gastronomische Einrichtung
– Gästeterrasse
– öffentliche sanitäre Anlagen
– Bankautomaten

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO)

2.1 Zulässige Grundfläche

Im SO „Strandversorgung“ dürfen maximal 2/3 der zulässigen Grundfläche mit einem Ge-
bäude bebaut werden. Der Gastraum der gastronomischen Einrichtungen sowie die Au-
ßenterrasse im SO „Strandversorgung“ dürfen jeweils höchstens ein Drittel der zulässigen 
Grundfläche einnehmen. 

Die zulässige Grundfläche darf überschritten werden:

• im Falle der Errichtung von öffentlichen sanitären Anlagen um 40 m² 

• im Falle der Errichtung von Kurkartenkontrolle und Strandkorbvermietung um je 
5 m²

2.2 Geschosse / Geschossfläche (§ 20 Abs. 1 BauNVO)

Die Errichtung von Untergeschossen, Dachgeschossen  sowie Dachterrassen auf Flachdä-
chern ist unzulässig.
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2.3 Höhenbezugsebene (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe bezieht sich auf den in der Planzeichnung darge-
stellten Höhenbezugspunkt (Oberkante der angrenzenden Straße „Am Wasser“).

3 Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen / Erzeugung erneuerbarer Energie 

3.1 Verbot fossiler Brennstoffe (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 a BauGB)

Fossile Brennstoffe dürfen im Plangebiet für die Wärme- und Warmwasserversorgung nicht 
verwendet werden.

4 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Multifunktionsplatz“

Innerhalb der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung "Multifunktionsplatz" sind zu-
lässig:

– temporäre bauliche Anlagen für kulturelle und sportliche Zwecke (wie Bühnen),
– temporäre Schank- und Speisewirtschaften,
– temporäre Verkaufseinrichtungen
während Veranstaltungen, die der Freizeitversorgung dienen.

5 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fußgängerbereich“

Innerhalb der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fußgängerbereich“ ist neben 
der Nutzung als Fußgängerbereich der Anlieferverkehr für die südlich gelegene Gastrono-
mie bzw. Strandversorgungsanlage zulässig.

II. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB i.V.m. § 6 Abs. 4 LNatSchG)

6 Begrünung von Freiflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Grundstücksfreiflächen im SO, die nicht als Aufenthalts- oder Erschließungsflächen benötigt 
werden, sind der natürlichen Entwicklung zu einer Dünenvegetation zu überlassen.

7 Maßnahmen  zum  Schutz,  zur  Pflege  und  zur  Entwicklung  von  Natur  und  Landschaft 
(§  9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.1 Dachbegrünung

Im sonstigen Sondergebiet sind alle Flachdächer (mit einer Dachneigung von bis zu 25°) 
von Haupt-  und Nebengebäuden zu mindestens zwei  Drittel  der  Dachflächen mit  einer 
Dachbegrünung zu versehen. Eine durchwurzelbare Gesamtschichtdicke von mindestens 
10 cm ist vorzusehen. Die Kombination mit Photovoltaikanlagen ist zulässig.

7.2 Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das gesamte im sonstigen Sondergebiet anfallende Niederschlagswasser ist innerhalb des 
Plangebietes zu versickern. 

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN / HINWEISE

8 Geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG) 

Im Plangebiet ist ein nach § 30 BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG geschütztes Biotop vorhan-
den, welches nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen wurden. Dies ist - soweit er-
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forderlich - fachgerecht (Beachtung der entsprechenden Regelungen und ggf. vorhandener 
Verbotszeiträume) und in Abstimmung mit  der Unteren Naturschutzbehörde zu pflegen. 
Gemäß § 30 BNatSchG i.V. mit § 21 LNatSchG sind die Zerstörung oder sonstige erhebliche 
Beeinträchtigung geschützter  Biotope grundsätzlich verboten und bedürfen einer  natur-
schutzrechtlichen Befreiung. 

9 Erhaltungssatzung

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich der Erhaltungssatzung für die Gemeinde 
Hörnum aus dem Jahr 2001. Die Festsetzungen der Satzung sind zu beachten.

10 Deichschutzstreifen (§ 66 Abs.1 und § 70 Abs. 1 Landeswassergesetz - LWG)

Der Deich, der das Plangebiet östlich begrenzt, ist als Regionaldeich ausgewiesen und un-
terliegt  damit  den  Bau-  und Benutzungsverboten  des  Landeswassergesetzes Schleswig-
Holstein (LWG). 

Die Bestimmungen des § 70 Absatz 1 LWG sind für den Deichkörper einschließlich des 
Schutzstreifens zu beachten; der Deichschutzstreifen (5 m tief auf der Innenseite des Regio-
naldeichs) ist nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen worden.

11 Errichtung baulicher Anlagen an der Küste (§ 82 LWG)

Die Abgrenzung des Bauverbotsstreifens gemäß § 82 Absatz 1 Nr. 1 LWG (25 m tief vom 
Fußpunkt der Innenböschung des Regionaldeichs)  ist  nachrichtlich in die Planzeichnung 
übernommen worden.

Bauliche Anlagen dürfen im Plangebiet nur als Ausnahme im Einzelfall nach § 82 Abs. 3 
LWG (besonderes öffentliches Interesse - hier: Stärkung des Tourismus) errichtet oder we-
sentlich verändert werden.
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